
Die Zukunft des Arbeitsmarktes - Impulsreferat 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Genossinnen und Genossen, 
meine Damen und Herren, 

mir ist heute die Rolle zugedacht, etwas zu den Arbeitsmarktreformen zu sagen.  

Jetzt werden viele denken: jetzt legt der wieder mit der Kritik los, die wir schon seit Jahren 
kennen und das war es dann.  

Ich möchte mich jedoch nicht ausschließlich auf die kritische Betrachtung der sogenannten 
Hartz IV Reform beschränken, sondern in einem zweiten Teil durchaus auch Vorschläge 
machen, welche Veränderungen vorgenommen werden müssten, um die gröbsten Mängel 
zu beseitigen.  

Dieser Debatte muss sich die SPD stellen, da mit den Reformen nicht nur die Probleme der 
damaligen Rot-Grünen Bundesregierung ihren Höhepunkt erreichten.  

Nein, Hartz IV ist auch mit ein Auslöser dafür, dass sich links von der SPD zwischenzeitlich 
die Linkspartei auch in den meisten Landesparlamenten in Westdeutschland etablieren 
konnte, traditionelle Stammwähler der Sozialdemokratie den Rücken zuwendeten, in die 
Wahlenthaltung flüchteten oder das Kreuz bei anderen Parteien machten.  

Fünf Jahre nach der Einführung von Hartz IV sollte jedoch die Zeit gekommen sein, auch in 
der SPD diese Reform kritisch überprüfen zu wollen und die notwendigen Änderungen zu 
diskutieren und in die politische Debatte einzubringen.  

Dies sollte nach meinem Verständnis der heutige Tag leisten.  

Ich möchte meinen Anteil dazu beitragen.  

 
Anrede,  

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt:  

Der Arbeitsmarkt ist erstaunlich robust durch das Krisenjahr 2009 gekommen.  

Jahresdurchschnittlich lag die Arbeitslosigkeit mit 3,276 Mio gezählten Erwerbslosen 
bundesweit bei 7,8 Prozent. In Hessen waren 2009 durchschnittlich 211.155 Menschen 
erwerbslos gemeldet, 2008 waren es 204.417. Für 2010 wird mit einem weiteren Anstieg auf 
250.000 Erwerbslose gerechnet.  

Kurzarbeit, und damit Arbeitszeitverkürzung, hat Schlimmeres verhindert. 1,4 Millionen 
Menschen in Kurzarbeit bedeuten 400.000 Erwerbslose weniger. Gleiches gilt für Hessen. 
Umgerechnet 120.000 Menschen in KUG heißt 40.000 gerettet Stellen, Menschen die nicht 
entlassen wurden.  

Die durch Olaf Scholz geschaffene Regelung, KUG auf bis zu 24 Monate auszudehnen und 
ab dem 7. Monat die Sozialversicherungskosten zu übernehmen, hat sich bewährt.  

Ein Instrument, um das uns viele Staaten beneiden.  

Anrede,  

Die durch die Hartz Gesetzgebung liberalisierte Leiharbeit war die erste, die von der Krise 
betroffen war. Der einstige Stern der Arbeitsmarktreformen ist zu Beginn der Krise schneller 
verglüht als mache Sternschnuppe in einer lauen Sommernacht.  



Von den einst mehr wie 800.000 Leiharbeitern haben innerhalb kürzester Zeit 200.000 ihre 
Stellen verloren,  

Und sind mangels ausreichender Beschäftigungszeit innerhalb von 24 Monaten sofort wieder 
Hartz IV anheim gefallen, weil die Rahmenfrist für den Bezug von Arbeitslosengeld von 36 
auf 24 Monate verkürzt worden ist.  

Nirgendwo in der Welt ist der Niedriglohnsektor schneller gewachsen als in der 
Bundesrepublik Deutschland. 22 Prozent aller Erwerbstätigen sind mittlerweile davon 
betroffen, in Hessen sind es 19 Prozent.  

Durch Hartz IV und den Zwang, jede Arbeit annehmen zu müssen, es sei denn, sie ist 
sittenwidrig, ist der Druck auf Löhne und Erwerbslose, aber auch auf noch Beschäftigte 
gestiegen.  

Die Flucht aus dem Flächentarif und das Entstehen von Arbeitgeberverbänden ohne 
Tarifbindung ist ein weiterer Nebeneffekt, der die Arbeitsgesellschaft nachhaltig verändert 
hat.  

Prekäre Beschäftigung hat explosionsartig zugenommen in den letzten Jahren.  

Aus einer Antwort der Bundesregierung zum Umfang prekärer Beschäftigung geht hervor, 
dass mittlerweile rund 10,5 Millionen Menschen in Deutschland in sogenannten atypischen 
Beschäftigungsformen arbeiteten; das entspricht einer Quote von 32,4% der Erwerbstätigen.  

Die Regierung teilt im Herbst 2009 ferner mit, dass 1,2 Millionen Beschäftigte dieser Gruppe 
unter 25 Jahre alt waren; und davon wiederum waren 436.000 im Alter von 15 bis 19 Jahren 
und fast 800.000 im Alter von 20 bis 25 Jahren.  

Zu ”atypischen Beschäftigungsverhältnissen“ zählt das Statistische Bundesamt allerdings nur 
Zeitarbeit, Teilzeitbeschäftigungen, geringfügige sowie befristete Beschäftigungen. 
Gewerkschaften haben sich auf eine umfassendere Definition verständigt: Atypisch für uns 
sind auch Solo-Selbstständige – da will ich nur an die völlig verfehlte Förderung der Ich_AGs 
erinnern, das sind unbezahlte Praktikantinnen und Praktikanten oder hunderttausende Ein-
Euro-Jobber. Die Entstehung eben dieser letzten Gruppe ist eindeutig Resultat der Hartz IV–
Gesetzgebung.  

Ein sehr anschauliches Beispiel möchte ich hierfür nennen.  

Die Veränderung der Ladenöffnungszeiten hat dazu geführt, dass gerade Frauen ihre 
Vollzeitstellen in Teilzeitstellen umgewandelt bekommen haben. Die schon niedrig 
entlohnten Beschäftigten im Einzelhandel haben nun noch weniger Einkommen, noch 
weniger später beim Bezug der Rente.  

Damit nicht genug: Die fast gleichzeitig eingeführten gesetzlichen Anreize für Minijobs, damit 
meine ich den Wegfall der 15-Wochenstunden-Grenze und die Anhebung der 
Geringfügigkeitsgrenze auf 400 € monatlich, sind maßgeblich dafür verantwortlich, dass viele 
dieser Teilzeitstellen noch dazu versicherungsfrei wurden. Diese Minnijobberinnen sind nicht 
kranken- und nicht rentenversichert! Und das nur, damit der Handel während kundenarmer 
Randzeiten billige Arbeitskräfte hat. Solche Arbeitsverhältnisse darf sich unsere Gesellschaft 
nicht leisten.  

„Generation Praktikum“ ist nur ein Synonym für das, was sich getan hat. Besonders junge 
Beschäftigte in der sogenannten Kreativwirtschaft sind von dieser Entwicklung betroffen. 
Praktika, Probezeiten zur mieser Bezahlung heißt für viele Junge Menschen heute der 
Berufseinstieg.  

Hartz IV hat entgegen allen Behauptungen nicht dafür gesorgt, dass Betroffene schneller 
einen neuen Arbeitsplatz bekommen. Nein, wenn man genauer hinsieht, verharren sie im 



System, wenn sie Beschäftigung finden geht dies oft einher mit weiterem Bezug von Hilfe, da 
sie im Niedriglohnsektor beschäftigt sind.  

1,4 Millionen Beschäftigte erhalten heute zu ihrem Verdienst Hartz IV-Leistungen. 500 000 
davon sind Vollzeit beschäftigt.  

Nun will die Bundesregierung neue Zuverdienstregelungen einführen. Bereits im 
Koalitionsvertrag hatten sich FDP und Union auf eine entsprechende Anhebung der 
Zuverdienstgrenze geeinigt, ohne jedoch konkrete Zahlen zu nennen. Hier darf man 
gespannt sein, ob es in erster Linie um die Verbesserung der Lebenssituation von Hartz IV – 
Empfängerinnen und Empfängern gehen soll oder ob es sich um einen erneuten Vorstoß in 
Sachen Kombi-Lohn handelt.  

Fest steht: Durch die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe fühlen sich viele, gerade ältere 
langjährige Beschäftigte in ihrer Würde verletzt, da sie nach dem kurzen Bezug von ALG I 
mit denen, die nur kurz oder noch nie gearbeitet haben, auf eine Ebene gleichgesetzt sind.  

Gerade dies hat eine verheerende Auswirkung in Ostdeutschland.  

Dieser Umstand hat meiner Meinung nach dazu geführt, dass sich viele Stammwähler von 
der SPD abgewandt haben.  

Anrede,  

nach wie vor haben wir eine Ausbildungsmisere und eine Debatte über den 
Fachkräftemangel. Gerade erst zu Jahresbeginn sprach das Handwerk davon, 10.000 
Ausbildungsstellen im letzten Jahr nicht besetzen zu können, da es an der notwendigen 
Qualifikation der Bewerbenden mangele.  

Der Ausbildungspakt, begründet unter Rot-Grün ohne die Gewerkschaften, hat dazu geführt, 
dass eine große Koalition aus Politik, Arbeitgeberverbänden, Handwerkskammern, IHKen 
und Bundesagentur für Arbeit Zahlen zum Ausbildungsmarkt schön redet, die nicht der 
Realität entsprechen.  

Die Betroffenen, nicht versorgten jungen Menschen zusammen mit ihren Eltern erfahren 
oftmals über Jahre das Gegenteil und füllen sich von der Politik verhöhnt.  

Gerade Hessen ist dafür ein besonders schlechtes Beispiel.  

Nicht 637 unversorgte Bewerbende, wie von der BA am 13. Oktober 2009 veröffentlicht, 
sondern über 2.000 junge Menschen, die noch einen Ausbildungsplatz suchen, gibt es in 
Hessen. Hatte man doch eben einmal vergessen, die Jugendlichen mit zu zählen, die bei 
den Optionskommunen in Hessen noch unvermittelt sind.  

Zwischenzeitlich glaubt nur noch der hessische Wirtschaftsminister Posch an die Zahl von 
637 Unvermittelten, wie man der Frankfurter Rundschau vom 24.12.2009 entnehmen konnte.  

Wer aber an geschönte Zahlen glaubt, zieht die falschen politischen Konsequenzen. Es ist 
auch Aufgabe der Opposition, alles dafür zu tun, dass dieser Skandal ein Ende hat.  

 
Anrede,  

Ja, es ist richtig, die demografische Entwicklung wird unsere Arbeitswelt und –markt 
nachhaltig beeinflussen, verändern.  

Jüngere und Ältere, männliche Facharbeiter sind in der Krise im Besonderen von 
Arbeitslosigkeit betroffen.  



Dem müssen sich Arbeitgeber, Gewerkschaften und Politik stellen, aber nicht pauschal, 
sondern der Entwicklung angemessen.  

Es ist keiner Arbeitnehmerin, keinem Arbeitnehmer zu vermitteln, oder nur schwer, dass die 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit dazu führt, dass sie länger beschäftigt bleiben können.  

Die Betriebe stehen vor der Herausforderung, Arbeitsbedingungen zu schaffen, die den 
Beschäftigten einen längeren Verbleib im Erwerbsleben ermöglichen. Dieses Ziel ist 
ambitioniert. Denn bislang liegt das durchschnittliche Renteneintrittsalter noch gut sechs 
Jahre vom zukünftigen Zielwert 67 entfernt. Bei isolierter Betrachtung der Renteneintritte 
infolge verminderter Erwerbsfähigkeit wächst der Abstand dramatisch auf fast 17 Jahre.  

Das Bild hellt sich etwas auf, wenn man nur die Renteneintritte aus Altersgründen in den 
Blick nimmt, die 2006 durchschnittlich im Alter von 63,4 Jahren erfolgten. Aber auch dieser 
vergleichsweise günstige Wert liegt noch gut dreieinhalb Jahre von der zukünftigen 
gesetzlichen Altersgrenze entfernt.  

Das alles muss beim Überprüfungstermin zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit in diesem 
Jahr berücksichtigt werden.  

 
Anrede,  

Die Trennung der Erwerbslosen in zwei unterschiedliche Rechtskreise hat dazu geführt, dass 
von den insgesamt 3.276.000 Arbeitslosen bundesweit nur noch 1.194.000 ALG I beziehen.  

In Hessen sind es von den 197.600 Erwerbslosen gerade einmal 32,6 % Prozent. In den 
hessischen Großstätten erhalten etwa nur noch 30 % der Arbeitslosen Arbeitslosengeld aus 
der Versicherung.  

Es wurden Arbeitslose erster und zweiter Klasse geschaffen. Organisationsfragen standen 
und stehen dabei oftmals im Mittelpunkt – nicht die betroffenen Menschen.  

Ich persönlich habe noch von keiner einzigen von Hartz IV betroffenen Person gehört, dass 
es sich hierbei um eine tolle Sache handelt und endlich etwas für die Menschen, die keine 
Arbeit haben, getan würde. Im Gegenteil: Die Schilderungen der persönlichen Erfahrungen 
betroffener Leistungsabhängiger machen deutlich, dass Hartz IV unsozial, ungerecht und 
anmaßend ist. Individuell wirkt Hartz IV stigmatisierend und löst Angst aus.  

Kein anderes Sozialleistungssystem hat so verdeutlicht, dass es Mitmenschen gibt, die 
offensichtlich weniger wert sind und deren Lebenssituationen leichtfertig über einen Kamm 
geschoren werden. Im günstigsten Falle werden Hartz IV – Bezieher und Bezieherinnen 
bedauert, in aller Regel jedoch verachtet.  

Auch das ist ein Resultat von Hartz IV und ein unerträglicher Zustand für Gewerkschaften. 
Das sollte es für die Sozialdemokratie ebenfalls sein!  

Wir wollen ein einheitliches, in allen Bundesländern gleiches und zuverlässiges System der 
Vermittlungsunterstützung und keine Arbeitsmarktpolitik, die von der Kassenlage des 
Bundes oder der Länder abhängig ist. Auch muss die Arbeitslosenstatistik ein realistisches 
Bild der Zahlen abgeben und nicht durch immer neue Rechentricks schön gerechnet werden.  

Knapp 700.000 Menschen hatten 2008 laut Sonderbericht der Bundesagentur eine 
Arbeitsgelegenheit erhalten und galten nicht als arbeitslos. „Ein-Euro-Jobs“ haben nichts in 
der Arbeitsmarktpolitik verloren, das ist keine Arbeitsmarktintegration. Zudem kommt es 
vermehrt zu Substitution regulärer Beschäftigung.  

 
Anrede,  



nun möchte ich zu einigen Vorschlägen kommen, die meiner Einschätzung nach in die 
Debatte eingebracht werden müssen,  

Innergewerkschaftlich aber vor allen in die gesellschaftliche Debatte und den Parteienstreit!  

Dabei möchte ich ausdrücklich betonen, dass ich in dieser Frage von der FDP nichts 
erwarte. Diese zieht ihre Politik der Steuerentlastungen durch, selbst auf die Gefahr hin, 
dass dies den gesellschaftlichen Zusammenhalt gefährdet. Komme, was da wolle.  

Aber von den anderen Parteien, gerade auch den Volksparteien und vor allem von der SPD 
erwarten wir eine kritische Auseinandersetzung, Vorschläge auf Landes- und auf 
Bundesebene.  

Hier hört man auch im Land noch zu wenig!  

 
Anrede,  

es sollte oberstes Ziel der SPD sein, mehr Menschen in Existenz sichernde und Gesellschaft 
sichernde Arbeit zu bringen.  

Gleichzeitig will ich für einen neuen sozialen Gesellschaftsvertrag werben. Welche 
Untergrenzen definiert diese Gesellschaft, was verlangt sie und was gibt sie? Welche 
Risiken sichert sie zu welchem Preis solidarisch ab? Ich bin der festen Überzeugung, dass 
die Menschen bereit sind für die Sicherheit von Anderen ihren solidarischen Beitrag zu 
leisten. Aber sie haben auch einen Anspruch zu erfahren, auf welchem Niveau sie mit 
Sicherheit rechnen dürfen. Heute haben viele Menschen – zu Recht! – Angst davor, trotz der 
Leistung die sie erbringen und erbracht haben ins Bodenlose zu fallen. Ein neuer sozialer 
Gesellschaftsvertrag kann, muss und wird das ändern.  

 
Dabei geht es in erster Linie um die Einführung eines allgemeinen flächendeckenden 
Mindestlohnes. Ich gehe davon aus, dass nach dem DGB-Bundeskongress diese Forderung 
nicht mehr bei 7,50 € liegen wird, sondern bei ca. 9,00 €.  

Aus diesem Grund brauchen wir auch endlich ein hessisches Vergabegesetz, dass bei 
öffentlichen Aufträgen einen Mindestlohn vorschreibt, der nicht unterschritten werden darf. 
Hier gilt es, die Regierung in Wiesbaden zu treiben!  

In einem ersten Schritt sollten Kommunen und Landkreise bei ihren Ausschreibungen darauf 
achten, dass keine Löhne unter 7,50 € gezahlt werden.  

Uns muss klar sein, dass das absolute Lohnuntergrenzen sind!  

Ich plädiere dafür, dass wir das Kriterium des Existenz sichernden Lohnes um die Dimension 
eines Gemeinwesen sichernden Arbeitseinkommens erweitern. Aus Arbeit soll eben nicht 
nur die eigene Existenz bestritten werden können. Für Soziale Sicherheit und Gemeinwohl 
muss ebenso beigetragen werden. Zum Einen weil die Gesellschaft diese Beiträge braucht, 
zum Anderen weil die Menschen ihren Beitrag leisten wollen.  

Hochwertige und von der Gesellschaft dringend benötigte Dienstleistungen wie Betreuung 
von Kindern, egal ob im Hort, Kita oder Ganztagschule braucht eine andere Anerkennung, 
gut ausgebildetes Personal auf einer ausreichenden finanziellen Grundlage. 
Hier schließe ich die Betreuung alter und pflegebedürftiger Menschen ausdrücklich mit ein.  

Hilfe in Vereinen, in Stadtteilen, in der Dienstleistung für die älter werdende Gesellschaft 
kann zunächst über einen öffentlich geförderten Arbeitsmarkt entwickelt werden, ähnlich wie 
dies in Dänemark seit Jahren der Fall ist, aber zu marktüblichen Preisen, so wie wir es früher 
mit ABM gemacht haben.  



In Hessen gibt es 83.000 Familien in denen etwa 130.000 Kinder leben. Dort sind Vater oder 
Mutter oder beide arbeitslos, in den meisten Fällen bereits lange Zeit.  

Sozialdemokraten sollten für sich den Anspruch formulieren, dass solche Lebenslagen 
zukünftig der Vergangenheit angehören,  

dass Eltern sinnstiftende Beschäftigung finden. damit Kinder und Jugendliche sich nach dem 
Ende der Schuldbildung nicht „Hartz IV oder Hartzen“ als Perspektive wünschen. So wie dies 
bei einer Umfrage unter Berliner Hauptschülern der Fall war.  

In den letzten Jahren war häufig vom Problem der vererbten Hartz IV Karrieren die Rede. 
Aber es reicht eben nicht, ein Problem immer nur zu benennen. Ich schlage deshalb vor, 
dass in der Arbeitsmarktpolitik höchste Priorität darauf gelegt wird, dass Menschen aus 
Haushalten mit Kindern in Erwerbsarbeit kommen. Wir brauchen auch in Hessen für die 
Arbeitsmarktintegration ein Familienbezogenes Fallmanagement!  

Anrede,  

 
Ziel sozialdemokratischer Politik muss eine sinnstiftende Tätigkeit sein.  

Dafür sollten in einem öffentlich geförderten Beschäftigungssektor diejenigen Gelder 
aufgewendet werden, die bisher durch eine staatlich subventionierte Lohnpolitik den 
Arbeitgebern zugute kommt. Die Ausweitung des Niedriglohnsektors belastet die 
Staatskassen insgesamt mit 4 Milliarden Euro im Jahr. Dies ist eine Fehlentwicklung, die 
nicht länger hingenommen werden sollte. Alleine im Gastgewerbe sind 8 % der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sogenannte „Aufstocker“.  

Anrede  

Wir werden es im Hotelgewerbe leider nicht erleben, dass die Spielräume, die dort durch die 
gesenkte Umsatzsteuer entstehen, freiwillig dafür genutzt werden, diesen Zustand zu 
beseitigen. Die Hotelunternehmen haben die Lohnsubvention mitgenommen und sie werden 
die Steuersubvention mitnehmen. Die Lohnhöhe und die Übernachtungspreise richten sich 
nach dem, was sich am Markt durchsetzen lässt – nicht danach, was der Staat reinbuttert!  

Nach Berechnungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes sind in der Leiharbeit der 12% 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten „Aufstocker“. Diese Zahlen sind für 
Ostdeutschland noch viel höher. Eine dramatische Entwicklung, der entgegen gewirkt 
werden muss.  

Unter anderem damit, dass durch die Schaffung eines öffentlich geförderten Arbeitsmarktes, 
manche sagen hierzu auch dritten Arbeitmarktes, reguläre Beschäftigung, bzw. in der 
Entgeltvariante, geschaffen werden kann. 4 Milliarden Euro ergeben einen großen 
Spielraum.  

Der Staat sollte lieber gesellschaftlich notwendige Arbeit subventionieren anstatt Arbeitgeber 
durch einen ausgeweiteten Niedriglohnsektor.  

Dies trägt auch mit dazu bei, Altersarmut nach der Beendigung des Erwerbslebens zu 
verhindern. Hier rollt eine Welle vor allem auf die Städte und Gemeinden bzw. Landkreise 
zu, die dramatische Entwicklungen für die öffentlichen Haushalte haben wird.  

Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber sollten nur noch gezahlt werden, wenn diese Löhne 
mindestens über 7,50 Euro in der Stunde zahlen. Das könnte sofort umgesetzt werden, auch 
auf Landespolitischer Ebene.  

Anrede,  



 
Ich muss hier nicht im Besonderen erwähnen, welche Auswirkungen der Niedriglohnsektor 
auf die Binnennachfrage hat. Neben dem fehlenden Konsum geht es ebenso um fehlende 
Einnahmen bei Steuern und den sozialen Sicherungssystemen.  

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Genossinnen und Genossen, 
meine Damen und Herren,  

wir brauchen darüber hinaus eine gesellschaftliche Debatte um die weitere Verkürzung der 
wöchentlichen Arbeitszeit. Das zurückliegende Jahr hat bestätigt, dass 
Arbeitszeitverkürzung, in den Branchen selbst sehr unterschiedlich, dafür Sorge getragen 
hat, dass Arbeitsplätze gesichert werden konnten.  

Deshalb fordere ich eine weitere, breit angelegte Debatte um die zukünftige Verkürzung der 
Arbeitszeit - um Menschen in Beschäftigung zu halten und nicht in staatlichen 
Fürsorgesystemen zu verwahren. Dazu bedarf es intelligenter Lösungen, die in den 
einzelnen Branchen sehr unterschiedlich aussehen können.  

Eine der Grundvoraussetzungen für Verbesserungen am Arbeitsmarkt ist die Re-Regulierung 
der Leiharbeit.  

Ich plädiere dafür, in der Leiharbeit zunächst einen Mindestlohn zu verankern und das 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz so zu verändern, dass Equal Pay tatsächlich auch in der 
Bundesrepublik Deutschland Wirklichkeit wird.  

Leiharbeit sollte wieder das werden, was sie einmal sein sollte, nämlich Firmen in 
Spitzenzeiten kurzfristige, zusätzliche Beschäftigung, das Abarbeiten von Aufträgen, zu 
ermöglichen. Die heute oftmals geübte Praxis, Menschen in eigenen outgesourcten 
Leiharbeitsunternehmen zu beschäftigen und dann in die eigene Firma zurückzuverleihen, 
muss beendet werden. Gerade die Vorkommnisse bei Schlecker, aber nicht nur dort, haben 
deutlich gemacht, wie wichtig eine Neujustierung der Leiharbeit ist.  

Außerdem brauchen wir das Verbot der Beschäftigung von Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitern im Fall des Arbeitskampfes.  

Anrede,  

ich bin der Auffassung, dass die Gesellschaft höhere Flexibilität mit höherer Sicherheit 
belohnen muss. Ein entsprechender Flexibilitätszuschlag wäre aus meiner Sicht ein 
elementarer Bestandteil des neuen sozialen Gesellschaftsvertrags.  

Immer mehr kurzfristig Beschäftigte fallen sofort nach Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses wieder in Hartz IV. Das ist Tatsache und liegt daran, dass die 
Frist, in der Versicherungsansprüche entstehen können, durch die Hartz- Gesetze verkürzt 
wurde.  

Heute ist es so, dass Erwerblose, um einen Anspruch auf Arbeitslosengeld zu haben, 
innerhalb der letzten zwei Jahre 12 Monate Beiträge in die Arbeitslosenversicherung 
eingezahlt haben müssen. Vor der sogenannten Hartz IV-Gesetzgebung betrug diese 
Rahmenfrist drei Jahre.  

Diese alte Rahmenfrist muss wieder hergestellt werden.  

Darüber hinaus bedarf es dringend eines weiteren Ausbaus des Schutzes der 
Arbeitslosenversicherung, sollte die Krise länger andauern bzw. die nächste kommen.  



Vor diesem Hintergrund schlägt der DGB nach Auslaufen des Arbeitslosengeld I-Anspruches 
ein sogenanntes Überbrückungsgeld vor.  

Dieses Überbrückungsgeld sollte für ein weiteres Jahr gezahlt werden und zwar in Höhe des 
Arbeitslosengeldes.  

Die Finanzierung sollte zur Hälfte aus Beiträgen der Arbeitslosenversicherung und zur 
anderen Hälfte aus Steuern aufgebracht werden,  

Damit die gesamte Gesellschaft an den krisenbedingten Folgekosten der Arbeitslosigkeit 
beteiligt ist und nicht alleine die Beitragszahler.  

Dies wäre ein wichtiges Signal an die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland, 
damit sie das Gefühl bekommen, in den Auswirkungen der Krise unterstützt zu werden und 
sich dies nicht ausschließlich auf den Finanzsektor beschränkt.  

Hier fordere ich von der Sozialdemokratie eine entsprechende Initiative.  

Darüber hinaus sollten die Regelsätze armutsfest gemacht werden. Eine Debatte, die seit 
dem vergangenen Samstag nicht nur von den Gewerkschaften, sondern auch innerhalb der 
Union geführt wird.  

Die SPD sollte nicht die letzte Partei sein, die Hartz IV verteidigt und zusehen, wie andere, 
auch die schwarz-gelbe Bundesregierung, Schonvermögen für das Alter, bzw. jetzt die 
Regelsätze für Kinder, verändert.  

Hier gilt es, in der Sozialdemokratie eigene Ideen zu entwickeln und den politischen Streit 
darüber zu führen.  

Sozialdemokratische Politik und Handeln sollten im Hinblick auf Arbeitsmarkt und 
Beschäftigung sich an der Würde der Menschen orientieren. Dazu gehört meiner Meinung 
noch eine neue und erweitere Debatte darüber, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu 
qualifizieren, über ihr ganzes Berufsleben hinweg. Dabei spielt selbstverständlich der 
Berufseinstieg eine wichtige Rolle.  

Der Ausbildungspakt muss in seiner jetzigen Form der Vergangenheit angehören. Wir sollten 
tatsächlich Ziele beschreiben, wie allen Jugendlichen in Hessen und darüber hinaus nach 
der Schule ein adäquates Angebot gemacht werden kann, eine Ausbildung anzutreten.  

„Ausgebildet in Hessen“ muss zu einem positiven Begriff – zu einer Marke - werden, mit dem 
eine hohe Qualifikation des Einzelnen und eine breite Qualifizierung aller Menschen im Land 
verbunden ist.  

Sollten die Arbeitgeber nach wie vor nicht fähig sein, ein ausreichendes Angebot zur 
Verfügung zu stellen, sollten in den einzelnen Industrie- und Dienstleistungsbranchen 
Branchenfonds eingerichtet werden, mit Absprachen, wer wie viele ausbildet und sich in 
welcher Form an der Ausbildung beteiligt.  

Dabei sollten Betriebe, die mehr ausbilden, von denjenigen Betrieben einer Branche 
Unterstützung bekommen, die der entsprechenden Ausbildungsverpflichtung nicht 
nachkommen.  

Sozialdemokratischer Anspruch sollte darüber hinaus sein, dass jedem sogenanntem „nicht 
ausbildungsfähigem“ Jugendlichen nach Beendigung der Schule ein adäquates 
Ersatzangebot gemacht wird um binnen eines Jahres die Ausbildungsfähigkeit zu erlangen.  

Die heute schon von der Bundesagentur für Arbeit, den Ländern, den Kommunen und den 
Landkreisen aufgebrachte Mittel sollten weitestgehend zusammengefasst werden, um das 
entsprechende Ziel zu erreichen.  



Nach der Ausbildung braucht es Perspektiven für junge Menschen. Deshalb schlagen wir 
vor, dass gerade jetzt in der Krise Jugendliche, die nicht übernommen werden, 
zusammengefasst, weiterqualifiziert und für sie entsprechende Beschäftigungsmöglichkeiten 
in anderen Betrieben gesucht werden.  

Auch die Durchlässigkeit, nach einer abgeschlossenen Berufsausbildung die Möglichkeit zu 
haben, ein Studium zu beginnen, sollte sozialdemokratischer Anspruch sein.  

Weiterbildung sollte so organisiert werden, dass Menschen tatsächlich auch einen 
Qualifikationssprung machen können, d.h. vom Gesellen zum Meister, vom Gesellen zum 
Techniker, vom Techniker zum Ingenieur, vom Meister zum Ingenieur.  

Was wir nicht brauchen, ist eine Weiterbildung, die am Ende dazu führt, dass alle 
Beschäftigten einen Gabelstaplerführerschein haben.  

Anrede,  

 
Älter werdende Belegschaften machen es notwendig, Qualifizierung kurzfristig und flexibel 
zu organisieren, um Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten.  

Das heißt nicht, dass Weiterbildung sich zukünftig nur noch an der ökonomischen 
Verwertbarkeit des neuerworbenen Wissens orientieren darf.  

Älter werdende Belegschaften bedeuten aber auch, eine gesellschaftliche Debatte darüber 
anzustoßen, Arbeit künftig so zu organisieren, dass Beschäftigte das tatsächliche 
Renteneintrittsalter auch erreichen.  

Dabei wird es Branchen geben müssen, die flexible Ausstiegsmodelle benötigen, wenn es 
unmöglich ist, bis zum tatsächlichen Renteneintrittsalter zu arbeiten. Dazugehören in erster 
Linie die in Drei-Schicht arbeitenden Menschen.  

Anrede,  

 
Die SPD sollte sich der grundsätzlichen Debatte um die Arbeitsmarktreform Hartz IV stellen. 
Dies darf sie nicht ausschließlich anderen Parteien überlassen.  

Sozialdemokratischer Anspruch muss sein, Menschen in Existenz sichernde und in 
Gesellschaft sichernde Arbeit zu bringen.  

Verabschieden sollte sich die SPD von dem Begriff „Fördern und Fordern“, da dieser dafür 
steht, dass genügend Arbeit da sei und die Menschen nur nicht bereit seien, diese 
anzunehmen.  

Darüber hinaus sollte sozialdemokratischer Anspruch sein, das Arbeitsleben durch 
Qualifizierung so zu gestalten, dass Menschen tatsächlich lebenslang arbeiten können, denn 
nur dann können sie auch lebenslang lernen.  

Mit meinen Ausführungen will ich einen Einstieg in die Debatte geben, ich hoffe, das ist mir 
gelungen. Ich wünsche der Debatte einen guten Verlauf.  

Herzlichen Dank für eure Aufmerksamkeit. 

 


